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Wie krank ist Deutschland? Obwohl die meisten 
Menschen sagen, sie trinken maßvoll, bewegen sich 
ausreichend und verzichten auf Tabak, bewerten 
lediglich 56 Prozent ihren aktuellen körperlichen 
Gesundheitszustand als gut oder sehr gut. Das zeigen 
die Daten der repräsentativen forsa-Umfrage im  
Auftrag der mkk – meine krankenkasse.1

Statistisch gesehen sterben jeden Tag etwa 1.000 Men-
schen an vermeidbaren Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 
Weitere 375 Personen verlieren täglich ihr Leben durch 
Diabetes Typ 2 oder dessen Folgeerkrankungen.2 Diese 
sogenannten nicht übertragbaren Krankheiten stehen 
weit oben auf der Liste der Todesursachen. Aber auch 
die Kennziffern für mentale Gesundheit zeigen, wie sehr 
Deutschland krankt: Jedes fünfte Kind und jeder fünfte 
Jugendliche leidet an einer psychischen Störung.3 
Trotz des medizinischen Fortschritts sind die gesunden 
Lebensjahre ab 65 gegenüber 2015 deutlich gesunken.4 
Schon jetzt sind mehr als fünf Millionen Menschen 
in der Bundesrepublik hilfsbedürftig und benötigen 
finanzielle Unterstützung aus der Pflegekasse. In zehn 
Jahren könnten es schon sieben Millionen5 sein. Steigt 
die Statistik der chronischen Krankheiten weiter wie 
bisher, gerät nicht nur das Gesundheitssystem aus den 
Fugen. Unsere Gesellschaft wird von der zunehmenden 

Krankheitslast und den damit verbundenen Kosten 
überwältigt. Es ist höchste Zeit, Gesundheit in Deutsch-
land neu zu denken. 

WIR FORDERN DIE AUFNAHME  
DES RECHTS AUF GESUNDHEIT  
INS GRUNDGESETZ.6

Deutschland fehlt bisher eine verbindliche Richtung 
allen politischen und gesellschaftlichen Handelns, 
um die gesundheitspolitischen Herausforderungen 
konstruktiv zu bewältigen. Stattdessen herrscht ein 
Flickenteppich aus gesundheitsbezogenen Normen in 
einzelnen Länderverfassungen und Zuständigkeiten 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Diese Un-
übersichtlichkeit führt unweigerlich zu Einzelfallent-
scheidungen, Interessenskonflikten und ineffizienter 
Mittelverteilung. 

Unser Land benötigt eine Neuorientierung. Jedes  
politische Handeln muss den Schutz und die Förderung 
von Gesundheit in ihrer herausragenden Stellung für 
alle Bereiche unserer Gesellschaft anerkennen. Von 
diesem Leitgedanken sollen alle politische Entschei-
dungen getragen werden.

“

„
Deutschland lässt ein enormes 
Gesundheitspotenzial ungenutzt.  
Wir brauchen dringend eine  
grundlegende Neuausrichtung  
der Präventionspolitik. Wir brauchen 
ein Grundrecht auf Gesundheit.
Andrea Galle, Vorständin  
der mkk – meine krankenkasse

Präambel

1 https://www.meine-krankenkasse.de/presse-politik/forsa-umfrage-praevention-erreicht-viele-nicht
2 Vgl. Destatis (2025b); Jacobs et al. (2017)
3 Vgl. Kaman et al. (2025)
4 Vgl. Eurostat (2025)
5 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/aktuell-vorausberechnung-pflegebeduerftige.html
6 �Die verschiedenen Optionen einer Aufnahme von Gesundheit ins Grundgesetz wurden durch das Gutachten „Recht auf Gesundheit“ 

erarbeitet und für die Petitionseinreichung formuliert. Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit“ 3
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Gesundheit ist individuell  
und gesellschaftlich  
höchstes Gut

WAS DER PERSPEKTIVWECHSEL BEWIRKEN KANN: 
Prävention und Gesundheitsförderung können zum positiven Gesellschafts- und  
Wirtschaftsfaktor werden. Metaanalysen zeigen einen ursächlichen Zusammenhang zwischen 
einer gesunden Bevölkerung und dem wirtschaftlichen Erfolg eines Landes.12 

Erinnern wir uns an die dramatischen Zahlen der 
Corona-Todesfälle. 2021 starben in Deutschland 
rund 71.000 Menschen an COVID-19. Damals nahmen 
Politikerinnen und Politiker diese Zahlen zum Anlass, 
zahlreiche, teils grundrechtseinschränkende Maß-
nahmen7 zu ergreifen. Die Gesellschaft betrachtete 
den Schutz der Gesundheit politisch wie rechtlich 
und gesellschaftlich als höchstes Gut. 

Im selben Jahr starben weitaus mehr Menschen an 
den Folgen von Alkohol, Rauchen oder Adipositas. 
Allein ein Drittel der Todesfälle (33 Prozent) ging auf 
das Konto von Herz-Kreislauferkrankungen.  229.000 
Menschen starben an Krebs (22,4 Prozent aller To-
desfälle). Diese Tendenz setzt sich ungebremst fort.8 
Fachleute aus Gesundheitswissenschaft und Ökono-
mie zeichnen ein düstereres Zukunftsbild und prog-
nostizieren für die zehn häufigsten nicht-infektiösen 
Krankheiten9 bis 2040 einen signifikanten Anstieg. Die 
Zahl der an Demenz erkrankten Menschen soll sich 
verdoppeln.10 

Was nachweislich gegen diese alarmierenden Zahlen 
helfen würde, wären Maßnahmen der Politik. Denn 
die großen Gesundheitsprobleme unserer Zeit lassen 
sich nicht im MRT oder mit Immunsuppressiva lösen. 

Gutachten „Recht auf Gesundheit“, 2026, S. 76

Eine bloße „Verwaltung der  
Krankheit“ ohne Anbindung an eine 
verbindliche verfassungsrechtliche 
Leitlinie, die der demokratisch- 
parlamentarische Gesetzgeber  
ausdrücklich beschließt, trägt nicht 
zur Bewältigung der gegenwärtigen 
Gesundheitskrise bei.

7 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit“ (2026), S. 56 f., S. 66
8 Vgl. Destatis (2022), Destatis (2025b)
9 �Zu den zehn häufigsten nicht-infektiöse Krankheiten zählen Arthrose, Lungen-, Bronchial- und Trachealkrebs, koronare Herzkrankheit, chronisch 

obstruktive Lungenerkrankung (COPD), zerebrovaskuläre Erkrankungen, Demenz, Depression, Diabetes, Rückenschmerzen, Herzinsuffizienz.
10 Vgl. Milan, Fetzer & Hagist (2021)
11 Vgl. BAuA (2025)
12 Vgl. Ashraf, Lester & Weil (2009), Cui, Liu & Yao (2025), Ridhwan et al. (2022)

Quelle: forsa-Umfrage im Auftrag der  
mkk – meine krankenkasse, 01/2026 (n=3.008)
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Unser Gesundheitssystem ist  
zu sehr auf Krankheit ausgerichtet
Rund 200.000 Krebserkrankungen jährlich ließen sich in  
Deutschland durch einen gesünderen Lebensstil vermeiden.13 

Deutschland leistet sich ein extrem teures Gesund-
heitssystem. 2024 lagen die Ausgaben bei 538 Mil-
liarden Euro, mit denen in erster Linie die Krankheits-
versorgung finanziert wurde.14 Ein kurzer Blick auf 
die Ausgabenverteilung zeigt: Mehr als die Hälfte der 
Gesundheitsausgaben entfallen auf die stationäre 
und ambulante Versorgung. Über ein Fünftel sind der 
Langzeitpflege und ein knappes Fünftel den Arznei-
mitteln zuzuschreiben. Präventionsausgaben hin-
gegen machen nur fünf Prozent aller Ausgaben aus.15 

Die Finanzierung des Systems stößt an seine Grenzen: 
In der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) wird 
die Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben jährlich 
um sechs bis acht Milliarden Euro größer. Bereits im 

kommenden Jahr soll in der GKV eine Finanzlücke 
von zwölf Milliarden Euro klaffen.16

Unter den Ausgabenträgern spielen die gesetzlichen 
Krankenversicherungen mit Abstand die größte Rolle. 
Doch auch hier nehmen primärpräventive Maßnah-
men und Gesundheitsförderung im Verhältnis eine 
Randposition ein. Die im §20 SGB V aufgeführten 
Orientierungswerte umfassten 2024 rund 8,53 Euro, 
welche die Krankenkassen pro Versicherten in Prä-
vention investieren sollen. Das sind gerade einmal 0,2 
Prozent der durchschnittlichen Ausgaben pro Versi-
cherten für die Vermeidung von Krankheiten und die 
Förderung von Gesundheit. Ein Besuch beim Haus-
arzt kostet mehr als das Doppelte.18 

WAS DER PERSPEKTIVWECHSEL BEWIRKEN KANN: 
Mit einem Grundrecht auf Gesundheit wird nicht nur die Bekämpfung von Krankheiten, die über- 
mäßige Kosten verursachen, verbunden sein. Vielmehr werden auch Aufklärung, Vorbeugung 
und Gesundheitsförderung und damit Krankheitsvermeidung in den Schutzbereich einzubeziehen 
sein, um ein der Menschenwürde entsprechendes gesundes Leben zu ermöglichen. 

Ökonomische und soziale  
Folgen durch lebensstilbedingte 
Erkrankungen
In Zeiten tiefgreifender Umbrüche wird der Umgang 
mit Gesundheit und Prävention zur politischen Kern-
aufgabe. Weder eine Krankenhausreform noch andere 
Versuche zur Effizienzsteigerung der Behandlungskos-
ten verhindern, dass Herzinfarkt, Schlaganfall und 
Krebs vielen Menschen viele gesunde Lebensjahre 
rauben. Die sogenannten nicht übertragbaren  

Erkrankungen reißen zudem tiefe Löcher in die  
wirtschaftliche Wertschöpfung. 

Die Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund von Herz-Kreis-
lauferkrankungen verursachten 2024 einen Ausfall an 
Bruttowertschöpfung in Höhe von 9,4 Milliarden Euro. 
Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems fordern 
44,2 Milliarden Euro, die des Atmungssystems 41,0 
Milliarden Euro und psychische Krankheiten kosten 
38,0 Milliarden Euro pro Jahr.11 Durch den Anstieg 
krankheitsbedingter Ausfälle schrumpft nicht nur die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sondern auch die 
soziale Stabilität. 

13 Quelle: https://www.dkfz.de/aktuelles/pressemitteilungen/detail/aktiv-gegen-krebs-welche-ernaehrung-kann-schuetzen
14 Vgl. Destatis (2025a)
15 Vgl. OECD/European Observatory on Health Systems and Policies (2025)
16 �Vgl. https://www.aerzteblatt.de/news/iges-institut-prognostiziert-fur-2027-gkv-finanzlucke-von-zwolf-milliarden-euro-109ab145-1b24-42ec-

9ce1-ac7e313db39b
17 Vgl. Medizinischer Dienst Bund und GKV-Spitzenverband (2025)
18 Vgl. https://ebm.kbv.de Dann müssten auf den Folgeseiten (leider) alle Quellenbezüge um eine Zahl aufgerückt werden
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Warum Prävention bisher 
wenig bewirkt

Deutschland zählt zwar im europäischen Vergleich 
zu den Ländern mit den höchsten Pro-Kopf-Ausga-
ben für Prävention und öffentliche Gesundheits-
dienste, trotzdem ist die Krankheitslast durch 
vermeidbare und vorzeitig tödliche Erkrankungen 
(z. B. Herz-Kreislauf, Diabetes, Krebs, Adipositas) 
vergleichsweise hoch.19 

Krankenkassen investieren wachsende Summen in 
Präventions- und Gesundheitsförderungsprogramme, 
ohne dass diese ihr Potenzial zur Entlastung der Ver-
sorgung und zur Reduktion zukünftiger Krankheits-
kosten voll entfalten können. Evaluationsberichte 
und Versichertenbefragungen zeigen, dass die Mittel 
für Präventions- und Gesundheitsförderungsangebo-
te der Kassen nur zu einem geringen Teil zielführend 

eingesetzt werden. Die Angebote erreichen mit  
1,9 Millionen Teilnahmen bei rund 74 Millionen  
Versicherten (Quote: 2,5 Prozent) nur einem kleinen, 
ohnehin gesundheitsaffinen Teil der Bevölkerung.20 
Die Präventionsumfrage der mkk – meine krankenkas-
se bestätigt dieses Bild. 41 Prozent der Befragten  
haben in den letzten 12 Monaten keine einzige Leis-
tung ihrer Krankenkasse zu Prävention und Gesund-
heitsförderung in Anspruch genommen. Knapp die 
Hälfte ließ sich impfen, aber nur wenige nahmen an 
analogen (10 Prozent) oder digitalen (9 Prozent)  
Gesundheitskursen teil. 

Gesundheitskompetenz  
als Schlüssel für gesunde  
Lebensführung
Ein Grund für die fehlende Inanspruchnahme liegt 
in der mangelnden Gesundheitskompetenz großer 
Teile der Bevölkerung. 55,7 Prozent der Deutschen 
erreichen nur eine eingeschränkte oder sehr einge-
schränkte Kompetenz bei der Bewertung, Auswahl 
und Nutzung gesundheitsrelevanter Informationen. 
Besonders sozial benachteiligte Menschen sind mit 
der Verantwortung für die eigene Gesundheit über-
fordert.21 Dies mündet in erhebliche gesundheitliche 
Ungleichheiten in der Bevölkerung nach Bildungs-
stand.22

Wer wenig verdient, in einem schlechten Wohnumfeld 
lebt oder einen niedrigen Bildungsstatus hat, leidet 
deutlich häufiger unter schlechter Gesundheit als 
privilegierte Menschen. Dies gilt sowohl für die physi-
sche wie psychische Gesundheit. Eine hohe  
Gesundheitskompetenz hingegen korreliert mit  
gesünderem Verhalten und besserer Inanspruchnahme 
von präventiven Leistungen und Maßnahmen. 

Es lässt sich klar erkennen, dass es keine medizini-
schen Lösungen für die enormen Gesundheitsprobleme 

19 Vgl. OECD/European Observatory on Health Systems and Policies (2025); OECD/European Commission (2024)
20 Vgl. OECD/European Observatory on Health Systems and Policies (2025)
21 Vgl. Schaeffer et al. (2025)
22 Vgl. EuroHealthNet & Centre for Health Equity Analytics. (2025)

Quelle: forsa-Umfrage im Auftrag der  
mkk – meine krankenkasse, 01/2026 (n=3.008)
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WAS DER PERSPEKTIVWECHSEL BEWIRKEN KANN: 
Durch ein Grundrecht auf Schutz und Erhaltung von Gesundheit fördert der Staat ein neues  
Gesundheitsbild, das Bürgerinnen und Bürger nicht mehr als Patientinnen und Patienten betrachtet. 
Mit neuen Rahmenbedingungen ermöglicht der Staat die Stärkung von Gesundheitskompetenz und 
einer gesunden Lebensführung. Erst das schafft die Voraussetzung für eigenverantwortliches  
Handeln und flächendeckende Nutzung präventiver Maßnahmen. 

Prävention und  
Gesundheitsförderung:  
Eine Aufgabe für alle 

Die Verantwortung für Prävention und Gesundheits-
förderung kann nicht allein Aufgabe der gesetzlichen 
Krankenversicherungen sein. Nach Ergebnissen der 
von der mkk – meine krankenkasse in Auftrag gege-
benen forsa-Umfrage24 sehen die Befragten Ärztinnen 
und Ärzte mit 86 Prozent Zustimmung in erster Linie 
in der Verantwortung, dicht gefolgt von den Kran-
kenversicherungen mit 84 Prozent. Auch staatliche 
Institutionen (z. B. Gesundheitsministerium, Gesund-
heitsämter) sowie Bildungseinrichtungen werden 
von deutlich mehr als der Hälfte der Befragten als 
verantwortliche Akteure für Prävention und Gesund-
heitsförderung benannt. Besonders die unter 30-Jäh-
rigen schreiben diesen beiden Stakeholdern mit rund 
80-prozentiger Zustimmung die Verantwortung zu.24

des Landes gibt. Die Verantwortung für Gesundheit 
und Krankheit liegt in großen Bereichen auch in den 
Händen von Politikerinnen und Politikern. Es gilt, alle 
Barrieren abzubauen, die den Zugang zu Prävention 
und Gesundheitsförderung unnötig erschweren. Eine 
Lösung liegt in der Stärkung lebensweltorientierter 
Präventionsansätze, die alle Bevölkerungsgruppen 
erreichen. Auch außerhalb des Gesundheitssystems 
sollten präventive Maßnahmen angeboten werden. 
Prävention muss die Menschen dort erreichen, wo sie 
leben, lernen und arbeiten. 

23 Vgl. Forsa (2026)
24 Vgl. Forsa (2026)

Quelle: forsa-Umfrage im Auftrag der  
mkk – meine krankenkasse, 01/2026 (n=3.008)
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WAS DER PERSPEKTIVWECHSEL BEWIRKEN KANN:  
Nehmen wir uns ein Beispiel an Ländern, wie den Niederlanden, Finnland, Lettland, Rumänien, 
Portugal oder Spanien, deren Verfassungen ausdrückliche Garantien zum Schutz der körperli-
chen und psychischen Gesundheit enthalten.33

Durch die Aufnahme von Gesundheit ins Grundgesetz, betrachten sowohl Politik als auch Gesell-
schaft Gesundheit als das höchste Gut, woraus ein gegenseitiges Versprechen entsteht. Gesund-
heit geht uns alle an. Sie ist keine zusätzliche Ausgabe. Sie ist eine Investition in Lebensqualität, 
Leistungsfähigkeit und gesellschaftliche Resilienz.

Gesundheitsfördernde Politik 
ist möglich und erfolgreich

Wurde früher Gesundheit nur als das Fehlen von 
Krankheit erklärt, definierte die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) bereits 1948 „Gesundheit als einen 
Zustand vollkommenen körperlichen, geistigen und 
sozialen Wohlbefindens.“25 1986 präzisierte die WHO 
in der Ottawa-Charta, Gesundheit solle als „Ressour-
ce für das tägliche Leben“ verstanden werden.26 Sie 
ist als theoretische Grundlage im Präventionsgesetz 
(PrävG) von 2015 verankert. 

Die Hürden für ein gesundes Leben liegen für den Ein-
zelnen hoch. Ärztliche Ermahnungen, mehr Bewegung 
in den Alltag einzubauen oder abzunehmen, reichen 
nicht aus. Was wirklich hilft, sind politische Maßnah-
men, wie der Blick in Nachbarländer zeigt.

Gesunde Lebenswelten gestalten
Irland und Großbritannien subventionieren Projekte 
zur gesundheitsfördernden Umgestaltung des  
öffentlichen Raums (Parkanlagen, Radwege, öffentliche 
Plätze). In den Niederlanden erhalten Kommunen 
nur dann Fördergelder, wenn sie gesunde Lebens-
umgebungen (Sportplätze, Fahrradnetze, plastikfreie 
Schulhöfe)27 schaffen. So werden Wirkungsketten 
geschaffen und Gesundheitsprojekte unterstützt, 
die Prävention und Gesundheitsförderung dorthin 
bringen, wo die Menschen leben, lernen und arbeiten. 

In Schottland gibt es inzwischen eine gute Evidenz, 
dass ein gesetzlicher Mindestpreis für Alkohol alko-
holbedingte Krankenhausaufnahmen und Todesfälle 
deutlich senkt.28 Großbritannien erreichte durch die 
Einführung einer Zuckersteuer29 auf Soft-Drinks eine 
deutliche Zuckerreduktion in den Getränken. Gerade 
bei Kindern gingen die aus Softdrinks stammenden 
Zuckeraufnahmen um knapp ein Viertel zurück.30

Warum gibt es solche Steuern nicht auch in Deutsch-
land? Die meisten Menschen wünschen sich laut der 
Umfrage der mkk – meine krankenkasse das Schul-
fach Gesundheit (69 %) und plädieren für höhere 
Steuern auf gesundheitsschädliche Lebens- und 
Genussmittel (60 %). 

Ärztinnen und Ärzte können die Folgen unzurei-
chender Rahmenbedingungen meist nur behandeln. 
Entscheidend sind mutige, gesundheitsfördernde 
politische Weichenstellungen.

“Jeder hat das Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit.“
Artikel 2 des Grundgesetzes ist unzureichend. Alle 
Erkrankungen, die von der physiologischen Norm 
abweichen, fallen aus diesem eingeschränkt definier-
ten Schutzbereich des Grundgesetzes heraus. Es ist 

25 Vgl. World Health Organization (1948)
26 Vgl. World Health Organization (1986)
27 Vgl. Finish Institute for Health and Welfare (2023a, 2023b, 2023c); Pharos (o.J.)
28 Vgl. Wyper et al. (2023)
29 Die britische „Zuckersteuer“ (Soft Drinks Industry Levy) ist eine seit 2018 geltende, nach Zuckergehalt gestaffelte Abgabe auf zuckerhaltige Erfrischungsgetränke, die 
Hersteller:innen und Importeur:innen zahlen müssen, um den Zuckergehalt in Getränken zu senken und so ernährungsbedingten Erkrankungen vorzubeugen.
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Verfassungsrechtliche  
Begründung

Rechtssätze aus der Vergangenheit können nicht  zentrale hochrangige 
gesellschaftliche Probleme der Gegenwart in zukunftsbezogener 
Weise lösen. Die bestehende Gesundheitskrise wird nicht mittels  
Verwendung „alter Schläuche“ bewältigt.
Gutachten „Recht auf Gesundheit“ S. 61

Die Lücke im Grundgesetz -  
unzureichender Schutz der  
Gesundheit 

Obwohl Gesundheit allgemein in Deutschland als 
das höchste Gut anerkannt ist, sieht das Grundge-
setz deren Schutz nicht umfassend vor. Aber unsere 
Gesellschaft hat sich seit der Verabschiedung des 
Grundgesetzes 1949 elementar verändert. Sie ist 
sicherer und wohlhabender denn je, aber ebenso alt 
und krank wie nie. Die Gesundheit des Einzelnen wird 

nicht mehr von Mangel oder Unterversorgung be-
droht, sondern von Überfluss und Inaktivität. Hinzu 
kommen neue Krankheitsbilder und Umweltfaktoren, 
die vor allem die mentale Gesundheit betreffen. 

Für ein Grundrecht auf Gesundheit sprechen im Übri-
gen die Gesundheitsschutzregelungen in der Europäi-
schen Union, in der europäischen Menschenrechts-
konvention, in der WHO-Satzung und in zahlreichen 
internationalen Abkommen, denen die Bundesrepu-
blik Deutschland beigetreten ist. Daraus folgt, dass 
eine EU- bzw. völkerrechtsfreundliche Auslegung des 
Grundgesetzes zu erfolgen hat.34

30 Vgl. Cobiac et al. (2024); HM Revenue & Customs (2025); Rogers et al. (2023); Rogers et al. (2024); UK Parliament (2024)
31 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit (2026), S. 74
32 Vgl. WORLD Policy Analysis Center (2020) 
33 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit“( 2026)S. 47 f. 
34 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit (2026), S. 40 ff.

naheliegend, die körperliche, seelische und geistige 
Gesundheit als das überragend wichtige Schutzgut 
auch in Form eines ausdrücklich formulierten Grund-
rechts oder zumindest als eine formulierte Staats-
zielbestimmung in den Verfassungsrang zu heben.31

Schutz und Förderung von  
Gesundheit ist modern

Global betrachtet schützen laut WHO 74 Prozent der 
Länder das Recht auf Gesundheit in ihren Verfassun-
gen. Unter Verfassungen, die vor den 1970er Jahren 
angenommen wurden, schützten nur 29 Prozent die 
Gesundheit explizit, während jede der 31 nationalen 
Verfassungen, die zwischen 2000 und 2017 angenom-
men wurden, Gesundheitsrechte für alle Bürgerinnen 
und Bürger verankern.32
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Die zentrale Forderung: 
Gesundheit gehört ins 
Grundgesetz

Das Grundgesetz enthält keinen Passus, der ein 
„Recht auf Gesundheit“ benennt. Dem Staat fehlt die 
konkrete Aufgabe, Rahmenbedingungen für ein ge-
sundes Leben35 zu schaffen. Da Lebensqualität stark 
von diesen Bedingungen abhängt, müssen Prävention 
und Gesundheitsförderung sowie die Sicherung der 
Lebensqualität als übergeordnetes gesellschaftliches 
und staatliches Ziel endlich in unsere Verfassung  
aufgenommen werden. 

Das stärkste Gewicht zur Durchsetzung des überra-
gend bedeutenden Gemeinwohlbelangs der Gesund-
heit des Einzelnen und der Gesellschaft dürfte die 
Formulierung eines Grundrechts haben. Auch die 
forsa-Umfrage der mkk – meine krankenkasse unter-
streicht diese Forderung. So befürworten 61 Prozent 
der Befragten die Verankerung der Gesundheit im 
Grundgesetz.36

Artikel 2 Grundgesetz könnte  
um einen Absatz erweitert werden:

„Jeder hat das Recht auf körperliche, geistige 
und seelische Gesundheit. Sie auch durch 
Aufklärung, Vorbeugung und Krankheitsver-
meidung zu schützen und zu erhalten, ist  
Aufgabe jeder staatlichen Gewalt.“

Was kann das Recht auf  
den Schutz der Gesundheit  
bewirken?

Dr. Martin Pagenkopf, ehemaliger Richter am  
Bundesverwaltungsgericht, erstellte im Auftrag der 
mkk – meine krankenkasse Anfang 2026 zu dieser 
Frage ein verfassungsrechtliches Gutachten. Es zeigt, 
dass eine verfassungsrechtlichen Verankerung eines 
Rechts auf den Schutz der Gesundheit dem Flicken-
teppich der einfachen Gesetzgebung  
entgegenwirken würde. 

Der komplexe körperliche und seelische Schutz des 
Lebens würde in allen politischen Entscheidungen in 
den Vordergrund gerückt. Gesundheit als wichtigs-
tes Schutzgut könnte Beschränkungen für andere 
Grundrechte rechtfertigen – ähnlich wie im Falle der 
Corona-Maßnahmen. Zudem manifestiert ein Grund-
recht auf Gesundheit und die darin zum Ausdruck 
gebrachte objektive Werteordnung eine effektive 
Lenkungswirkung, die für den einfachen Gesetzgeber 
– also Parlamente und Bundesrat – volle Verbindlich-
keit hätte.37

35 „Gesundes Leben“ bezeichnet im staatlichen Kontext die Gesamtheit jener Lebensbedingungen, die es der Bevölkerung ermöglichen, ihre körperliche, psychische 
und soziale Gesundheit zu erhalten und zu fördern. Dazu gehören unter anderem eine gesundheitsförderliche Umwelt, Zugang zu gesunden Lebensmitteln, sichere 
Arbeits- und Wohnverhältnisse, Bewegungsmöglichkeiten, Gesundheitsbildung sowie ein funktionierendes Gesundheits- und Präventionssystem. Forsa (2026)
36 Vgl. Forsa (2026)
37 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit“(2026), S. 9 
38 Vgl. Gutachten „Recht auf Gesundheit“(2026), S. 78
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Aufklärung, Vorbeugung und Gesundheitsförderung und  
damit Krankheitsvermeidung werden in den Schutzbereich  
einbezogen, damit ein der Menschenwürde entsprechendes  
gesundes Leben ermöglicht wird.

Den Bürgerinnen und Bürgern kann durch eine verfassungsrecht-
liche Verankerung des Rechts auf Gesundheit und dem damit 
einbezogenen Bereich der körperlichen, geistigen und seelischen 
Gesundheit sowie der entsprechenden Gesundheitsvorbeugung 
und Gesundheitserziehung und -prävention der überragend 
wichtige Rang des gesundheitlichen Wohlbefindens vor Augen 
geführt werden. 

Die Folge eines Gesundheitsgrundrechts ist, dass ein teures je-
doch ineffizientes Gesundheitssystem in hohem Maße  
vermeidbar sein wird.

Die aus dem Grundrecht auf Gesundheit entstehenden Gesetz-
gebungsbefugnisse des Bundes können auf föderaler Ebene 
einheitliche Richtlinien für Gesundheitsbildung oder gesundheits-
fördernde Verhältnisse schaffen und damit regionale und soziale 
Ungleichheiten beseitigen. 

Ein einheitliches verfassungsrechtliches und gesundheits- 
politisches Konzept beseitigt Wertungsunterschiede in der  
Betrachtung von z. B. Werbebeschränkungen, bei der Besteuerung 
ungesunder Lebensmittel oder der Social Media-Nutzung.38

1. 

2. 

3. 
4. 

5. 

Der Grundrechtsstatus verändert die  
politische, juristische und gesellschaftliche 
Perspektive auf Gesundheit maßgeblich: 
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